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«Stadt-/Gemeinderatssitzung» vom «Datum»



[bookmark: Text]Sachverhalt
«Die Eigentümerschaft» betreibt als Eigentümerin «an der Adresse» eine Gasfeuerung vom Typ «Typ Heizkessel», Baujahr XXXX, mit einem atmosphärischen Brenner und einer Feuerungswärmeleistung von X kW. Die Anlage fällt unter Anhang 3 Ziffer 6 der Luftreinhalte-Verordnung des Bundes vom 16. Dezember 1985 (LRV; SR 814.318.142.1).

Gemäss Art. 13 LRV sind die Behörden verpflichtet, die Einhaltung der Emissionsbegrenzungen zu überwachen. Gemäss Absatz 3 haben sie bei Gasfeuerungsanlagen alle vier Jahre Emissionsmessungen oder -kontrollen durchzuführen oder durchführen zu lassen. Die Messergebnisse, inklusive Messunsicherheit, dieser Kontrollen sind nachfolgend aufgeführt und den massgeblichen Emissionsgrenzwerten nach Anhang 3 Ziff. 6 LRV gegenübergestellt. Messwerte über den zulässigen Emissionsgrenzwerten sind kursiv hervorgehoben.

	Messdatum
	CO [mg/m3]
	NOx [mg/m3]
	Abgasverlust [%]

	Datum
		0 ± 20
		164 ± 20
		4.8 ± 0.5

	Datum
		7 ± 20
		158 ± 20
		5.5 ± 0.5

	Grenzwert
		100
		80
		7.0









Die Resultate der Kontrollen zeigen, dass die Anlage den gesetzlichen Grenzwert für Stickoxide überschreitet.

Der negative Befund der Routinekontrolle vom «Datum» wurde «der Eigentümerschaft» mittels Feuerungsrapport mitgeteilt. Gleichzeitig erfolgte die Aufforderung, die Anlage innert 30 Tagen durch eine Fachfirma einregulieren zu lassen. Auch über den negativen Befund der ersten Nachkontrolle vom «Datum» wurde «die Eigentümerschaft» mittels Feuerungsrapport orientiert. Die erneute Grenzwertüberschreitung zeigte, dass die Anlage nicht mehr so zu regulieren ist, dass sie gesetzeskonform betrieben werden kann.

In der Folge forderte die «Administrationsstelle Feuerungskontrolle» «die Eigentümerschaft» deshalb auf, schriftlich zu bestätigen, dass die beanstandete Anlage innert X Jahren seit Feststellung der Sanierungspflicht bis zum «Datum» saniert beziehungsweise ersetzt werde. «Die Eigentümerschaft» ist auf diese Aufforderung nicht eingetreten, obwohl ihnen dargelegt wurde, dass die Sanierung andernfalls von der «Gemeinde» kostenpflichtig verfügt werden wird.

Folglich ist die Angelegenheit gestützt auf § 10 Abs. 2 des kantonalen Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 30. März 1998 (EGUSG; SRL Nr. 700) dem «Stadt-/Gemeinderat» zu überweisen mit dem Antrag, eine entsprechende Sanierungsverfügung zu erlassen. Zwecks Gewährung des rechtlichen Gehörs wurden «der Eigentümerschaft» die wesentlichen Punkte dieses Entscheids mit Schreiben vom «Datum» zur Stellungnahme innert 30 Tagen unterbreitet. «Beschreibung allfällige Reaktion auf rechtliches Gehör». 


Erwägungen
1. Gemäss § 9 der kantonalen Umweltschutzverordnung vom 15. Dezember 1998 (USV; SRL Nr. 701) sorgen die Gemeinden für Messung, Kontrolle und Sanierung der Feuerungsanlagen, die mit Heizöl „extra leicht“ oder mit Gas betrieben werden und eine Feuerungswärmeleistung bis zu 350 kW aufweisen. Gemäss § 10 Abs. 2 EGUSG ordnen sie bei Mängeln von Feuerungsanlagen oder anderen Problemen die notwendigen Massnahmen an. In der «Gemeinde» ist es Aufgabe der «Abteilung», die Kontrolle der Feuerungsanlagen zu organisieren und durchführen zu lassen. Sie hat die administrativen Aufgaben ihrerseits an die «Administrationsstelle» übertragen.

1st Neue stationäre Anlagen müssen so ausgerüstet und betrieben werden, dass sie die festgelegten Emissionsbegrenzungen einhalten (Art. 3 Abs. 1 LRV). Emissionen sind möglichst nahe am Ort ihrer Entstehung möglichst vollständig zu erfassen und so abzuleiten, dass keine übermässigen Immissionen entstehen. Sie müssen in der Regel durch Kamine oder Abluftkanäle über Dach ausgestossen werden (Art. 6 Abs. 1 und 2 LRV). An Gasfeuerungsanlagen sind nach Art. 13 LRV in der Regel alle vier Jahre Messungen oder Kontrollen vorzunehmen. Diese Bestimmungen über die vorsorgliche Emissionsbegrenzung bei neuen stationären Anlagen gelten auch für bestehende stationäre Anlagen (Art. 7 Abs. 1 LRV). Anlagen, die den Vorschriften des Bundesgesetzes über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG; SR 814.01) oder den Umweltvorschriften anderer Bundesgesetze nicht genügen, müssen saniert werden (Art. 16 Abs. 1 USG). Die Behörde sorgt dafür, dass bestehende stationäre Anlagen, die den gesetzlichen Anforderungen nicht genügen, saniert werden. Sie erlässt die erforderlichen Verfügungen und legt darin die Sanierungsfrist fest. Notfalls verfügt sie für die Dauer der Sanierung Betriebseinschränkungen oder die Stilllegung der Anlage (Art. 8 Abs. 1 und 2 LRV).

2nd Im vorliegenden Fall überschreiten die Stickoxidemissionen der Gasfeuerung an der «Adresse Heizkessel» die zulässigen Grenzwerte der LRV. Die Anlage ist deshalb sanierungspflichtig im Sinne von Art. 8 LRV. Als Sanierungsfrist scheinen aufgrund der Schlussbestimmungen der Änderung vom 23. Juni 2004 der LRV sechs Jahre seit der ersten Beanstandung der Anlage am «Datum» angemessen. Die Sanierung des beanstandeten Wärmeerzeugers hat daher bis zum «Datum» zu erfolgen. Mit dieser Fristansetzung ist die Strafandrohung nach Art. 292 des Schweizerischen Strafgesetzbuches vom 21. Dezember 1937 (StGB; SR 311.0) beziehungsweise § 47 Abs. 1 lit. b EGUSG zu verbinden. Gemäss dieser Gesetzesbestimmung wird mit Busse bis zu Fr. 100'000.– bestraft, wer Einzelverfügungen, die gestützt auf dieses Gesetz erlassen werden, nicht befolgt. Überdies hat die Nichtbeachtung dieser Frist die Ersatzvornahme gemäss §§ 212 f. des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege vom 3. Juli 1972 (VRG; SRL Nr. 40) ohne weitere Verfügung zur Folge, wobei für deren Kosten ein gesetzliches Pfandrecht ohne Eintrag im Grundbuch besteht (§ 46 Abs. 2 EGUSG).

Die «Abteilung» hat die Durchführung der Sanierung beziehungsweise den Ersatz der beanstandeten Feuerungsanlage nach Ablauf der angesetzten Frist auf Kosten der Anlagenbetreiber*in überprüfen zu lassen und widrigenfalls alle weiteren notwendigen Rechtshandlungen namens der Gemeinde anzuordnen.

3rd Ziel der Sanierung ist die Wiederherstellung des gesetzlich zulässigen Zustandes. Die Sanierung gilt als abgeschlossen, wenn:
· eine Abnahmekontrolle an der bestehenden Anlage oder an einer neuen Feuerungsanlage zeigt, dass die Vorschriften der LRV eingehalten sind. Innert 30 Tagen nach Abschluss der Sanierungsarbeiten, spätestens aber innerhalb der angesetzten Sanierungsfrist des «Datums» ist die Anlage deshalb durch eine*n, auf der Zulassungsliste des Kantons aufgeführten, Feuerungskontrolleur*in überprüfen zu lassen. Die Zulassungsliste kann im Internet unter www.gesch-feuko.ch eingesehen werden. Die Kosten für die Kontrolle gehen gemäss dem Verursacherprinzip zu Lasten der Eigentümerschaft.
· die bestehende Anlage durch ein Heizungssystem ersetzt wird, welches nicht unter den Geltungsbereich der LRV fällt. In diesem Falle gilt die Anlage als saniert, wenn bei der Gemeinde eine Ausführungsbestätigung des entsprechenden Ersatzes eines Wärmeerzeugers nach § 12 Kantonale Energieverordnung vom 25. September 2018 (KEnV; SRL Nr. 774) eingeht.

Sollte der bestehende Heizkessel ersetzt oder entfernt werden, ist dies laut § 13 Abs. 3 des kantonalen Energiegesetzes vom 4. Dezember 2017 (KEnG; SRL Nr. 773) auf jeden Fall gegenüber der «Gemeinde» meldepflichtig. Dies ist insbesondere auch der Fall, wenn der bestehende Gasheizkessel wiederum durch einen Gasheizkessel ersetzt werden soll. Die Meldung hat spätestens 20 Tage vor Baubeginn zu erfolgen (§ 12 Abs. 1 KEnV). Weiter muss nach Abschluss der Arbeiten laut § 12 Abs. 2 KEnV eine Ausführungsbestätigung eingereicht werden.

5.	Gemäss § 10 Abs. 6 der Verordnung über die Gebühren im Bereich des Umweltschutzes und des Gewässerschutzes vom 6. Juli 1999 (SRL Nr. 705) trägt der Anlagenbetreiber oder die Anlagebetreiberin die Kosten dieses Verfahrens nach Zeitaufwand. Dieser beträgt rund 4 Stunden. Gestützt auf § 3 Abs. 2 dieser Verordnung wird der Stundenansatz auf Fr. 160.– festgesetzt. Die von der Eigentümerschaft zu tragenden amtlichen Kosten betragen somit Fr. 640.–.

Rechtsspruch
1. «Die Eigentümerschaft» «Adresse Eigentümerschaft», Eigentümerin der Gasfeuerung vom Typ «Typ Heizkessel» in der Liegenschaft «Adresse Heizkessel» wird verpflichtet, die genannte Feuerungsanlage so weit zu sanieren, dass die Grenzwerte der eidgenössischen Luftreinhalteverordnung eingehalten werden. Als Sanierung gilt entsprechend den Erwägungen auch ein Ersatz der Feuerungsanlage.

1. Gestützt auf Art. 10 Abs. 3 lit. a der Luftreinhalteverordnung hat die Sanierung bis am «Datum» zu erfolgen. Der Abschluss der Sanierung ist der «Abteilung», schriftlich zu melden. 

1. Für den Fall eines Nichtbeachtens dieser Frist wird «der Eigentümerschaft» eine Busse nach Art. 292 StGB beziehungsweise § 47 Abs. 1 lit. b EGUSG angedroht. Ein Nichtbeachten der Frist hat auch die Ersatzvornahme gemäss §§ 212 f. VRG ohne weitere Verfügung zur Folge. Für die Kosten der Ersatzvornahme besteht ein gesetzliches Pfandrecht.

Die «Abteilung» wird beauftragt,
a. die Durchführung der Sanierung beziehungsweise den Ersatz der beanstandeten Feuerungsanlage nach Ablauf der angesetzten Frist auf Kosten der Anlagenbetreiberin überprüfen zu lassen;
b. alle weiteren notwendigen Rechtshandlungen namens «der Gemeinde», insbesondere die Ersatzvornahme, anzuordnen, sofern «die Eigentümerschaft» der Aufforderung gemäss den Ziffern 1 und 2 dieser Verfügung nicht innert angesetzter Frist nachkommt.

«Die Eigentümerschaft» hat die amtlichen Kosten dieses Verfahrens in der Höhe von Fr. 640.– zu bezahlen.

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit Zustellung beim Kantonsgericht Luzern, 4. Abteilung, Obergrundstrasse 46, Postfach 3569, 6002 Luzern, Verwaltungsgerichtsbeschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist im Doppel einzureichen und hat einen Antrag und dessen Begründung zu enthalten. Der angefochtene Entscheid und das Zustellcouvert sind beizulegen.

Die «Kanzlei» wird beauftragt, «der Eigentümerschaft» die unter Ziff. 4 erwähnten Kosten in Rechnung zu stellen, nachdem dieser Entscheid rechtskräftig geworden ist

Zustellung an
«Eigentümerschaft» (A-Post Plus)
Kanton Luzern, Dienststelle Umwelt und Energie, Libellenrain 15, 6002 Luzern
«Administrationsstelle»
«Gewählte Feuerungskontrolle»
«Betroffene Abteilungen»
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